
Satzung über die Benutzung der Unterkünfte des Amtes 
Eggebek für Spätaussiedler, Asylbewerber, ausländische 

Flüchtlinge und Obdachlose sowie die Erhebung von 
Benutzungsgebühren                                                            

(Benutzungs- und Gebührenordnung) 

 

 

Aufgrund des § 24 a der Amtsordnung für Schleswig-Holstein vom 28.02.2003 (GVOBl. 
Schleswig-Holstein 2003, S. 112) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein (GVOBl. Schleswig-Holstein 2003, S. 57) und der §§ 1, 2 und 4 des 
Kommunalabgabengesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 10.01.2005 (GVOBl. 
Schleswig-Holstein 2005, S. 27), jeweils in der z.Zt. geltenden Fassung, wird nach Beschluss 
des Amtsausschusses des Amtes Eggebek vom 02.07.2026 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 
Anwendungsbereich und Zweckbestimmung 

 
(1) Unterkünfte zur Vermeidung von Obdachlosigkeit oder Aufnahme von 

Asylbewerberinnen oder Asylbewerbern, Aussiedlerinnen und Aussiedlern und 
Flüchtlingen sind die vom Amt für diesen Zweck vorgehaltenen Gebäude, Wohnungen 
und Räume, die sich entweder im Eigentum des Amtes Eggebek befinden oder für 
diesen Zweck angemietet wurden. Sie werden als unselbstständige öffentliche 
Einrichtungen betrieben. 

 
(2) Die Unterkünfte dienen der vorübergehenden Unterbringung von Personen, die diesem 

Personenkreis zuzuordnen sind. 
 
 

§ 2 
Benutzungsverhältnis 

 
(1) Die Unterbringung in einer Obdachlosenunterkunft als Maßnahme zur Beseitigung der 

Gefahr der Obdachlosigkeit erfolgt durch Einweisungs- oder Umsetzungsverfügung 
des Amtes Eggebek. 
 

(2) Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein Mietverhältnis im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches wird durch Einweisung nicht begründet. 

 
(3) Ein Rechtsanspruch auf Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder auf 

Zuweisung von Räumen bestimmter Art und Größe besteht nicht. Sofern notwendig, 
kann eine Umverteilung vorgenommen werden. 

 
(4) Jede Benutzerin oder jeder Benutzer muss Tatsachen in der Person oder in dem 

Verhalten eines Haushaltsangehörigen oder eines Dritten, der sich mit seinem Willen 
in der Unterkunft aufhält, die das Benutzungsverhältnis berühren oder einen 
Ersatzanspruch begründen, für und gegen sich gelten lassen. 

 
 



Seite 2 von 7 
 

§ 3 
Beginn und Ende der Nutzung 

 
(1) Das Benutzungsverhältnis beginnt mit dem Zeitpunkt der Einweisung der Benutzerin 

oder des Benutzers in die Unterkunft. 
 

(2) Die Einweisung in die Unterkunft erfolgt zeitlich befristet oder auf unbestimmte Zeit. 
 

(3) Die Einweisung endet durch eine Aufhebungs- oder Umsetzungsverfügung. 
 

(4) Das Benutzungsverhältnis endet mit der Räumung der Unterkunft und der 
Schlüsselübergabe bei der Einweisungsbehörde. 

 
(5) Die Aufhebung der Einweisung kann insbesondere erfolgen, wenn 

a) der Grund der Einweisung entfällt, 
b) eine anderweitige Unterbringung (Umsetzung) durch das Amt Eggebek für 

erforderlich gehalten wird, 
c) die Benutzerin oder der Benutzer durch ihr oder sein Verhalten hierzu Anlass gibt, 
d) die Benutzerin oder der Benutzer es unterlässt, eine ihr oder ihm zumutbare 

Wohnung anzumieten, 
e) die Benutzerin oder der Benutzer die fällige Benutzungsgebühr für mehr als drei 

Monate nicht entrichtet, 
f) die Benutzerin oder der Benutzer die zugewiesene Unterkunft länger als sieben 

Tage nicht nutzt und der Einweisungsbehörde hierüber keine Mitteilung macht, 
g) die Benutzerin oder der Benutzer zugewiesene Unterkunft länger als vier Wochen 

nicht nutzt, auch wenn die Einweisungsbehörde über die Abwesenheit informiert 
ist, 

h) die Benutzerin oder der Benutzer Personen, die nicht in die Unterkunft eingewiesen 
sind zusätzlich aufnimmt, 

i) die Benutzerin oder der Benutzer Anlass zu Konflikten gibt, die zu einer 
Beeinträchtigung der Hausgemeinschaft oder zur Gefährdung von Hausbewohnern 
und/oder Nachbarn führen und die Konflikte nicht auf andere Weise beseitigt 
werden können. 
 

(6) Bei Beendigung des Benutzungsverhältnisses hat die Benutzerin oder der Benutzer 
die Unterkunft in einem sauberen und unbeschädigten Zustand zurückzugeben. Ferner 
sind alle Schlüssel der Einweisungsbehörde zu übergeben. Sofern nicht alle Schlüssel 
abgegeben werden, erfolgt eine Ersatzbeschaffung und ggf. ein Austausch der 
Schließanlage auf Kosten der Benutzerin oder des Benutzers. 
 

(7) Wird im Falle der Aufhebung der Einweisungsverfügung die Unterkunft durch die 
Benutzerin oder der Benutzer nicht geräumt, kann das Amt Eggebek nach Ablauf einer 
Frist von sieben Tagen die Räumung auf Kosten der Benutzerin oder des Benutzers 
beauftragen oder selbst durchführen. Persönliche Gegenstände werden maximal einen 
Monat aufbewahrt, sofern nicht eine sofortige Entsorgung (z.B. bei Lebensmitteln) 
angezeigt ist. 

 
(8) Nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses müssen alle durch die Benutzerin oder 

des Benutzers erfolgten Änderungen an oder im Wohnraum auf eigene Kosten 
beseitigt werden. Erfolgt dies nicht, werden die Änderungen auf Kosten der Benutzerin 
oder des Benutzers durch das Amt Eggebek beauftragt oder selbst durchgeführt. 
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§ 4 
Benutzung der überlassenen Räume, Hausrecht 

 
(1) Die als Unterkunft überlassenen Räume dürfen nur von den eingewiesenen Personen 

und nur zu Wohnzwecken genutzt werden. 
 

(2) Der/die Benutzer/in der Unterkunft ist verpflichtet, die ihm/ihr zugewiesenen Räume 
samt dem überlassenen Zubehör pfleglich zu behandeln, im Rahmen der durch ihre 
bestimmungsgemäße Verwendung bedingten Abnutzung instand zu halten und nach 
Beendigung des Benutzungsverhältnisses in dem Zustand herauszugeben, in dem sie 
bei Beginn übernommen wurden. 
 

(3) Veränderungen an der zugewiesenen Unterkunft dürfen nur mit ausdrücklicher 
Zustimmung des Amtes Eggebek vorgenommen werden.  

 
(4) Das Halten von Tieren in der Obdachlosenunterkunft ist untersagt. Auf Antrag können 

in begründeten Fällen jedoch Ausnahmen zugelassen werden. 
 

(5) Die Beauftragten des Amtes Eggebek sind berechtigt, die Unterkünfte in 
angemessenen Abständen und nach Ankündigung werktags in der Zeit von 06.00 Uhr 
bis 22.00 Uhr zu betreten. Zur Verhinderung von Gefahren kann die Unterkunft ohne 
Ankündigung und auch außerhalb der vorgenannten Zeiten betreten werden. Ein vom 
Amt Eggebek beauftragter Sicherheitsdienst darf, zur Sicherstellung des Hausfriedens, 
jederzeit auf den Grundstücken des Amtes Patroulieren und zur Verhinderung von 
Gefahren die Wohnungen betreten. Des Weiteren kann die Unterkunft jederzeit ohne 
Vorankündigung betreten werden, soweit es zur ordnungsgemäßen Aufrechterhaltung 
des Einrichtungszweckes notwendig ist (z. B. bei Einweisung weiterer Personen in die 
Unterkunft.) 

 
(6) Die Beauftragten des Amtes Eggebek sind ebenso berechtigt, den Bewohnern 

Weisungen in Bezug auf die Benutzung der Unterkünfte und das Verhalten in den 
Unterkünften zu erteilen.  
 

(7) Aus wichtigem Grund kann das Amt Eggebek bestimmten Besucherinnern und 
Besuchern und Personen, die nicht nach § 1 dieser Satzung aufgenommen sind, das 
Betreten einzelner Unterkünfte auf Zeit oder auf Dauer untersagen. 
 

(8) Das Amt Eggebek ist berechtigt, Wohnungs- sowie Zimmerschlüssel für die 
Unterkünfte zurückzubehalten. 
 

(9) Die Nutzung der Überlassenen Räume zu gewerblichen Zwecken ist unzulässig. 

 
§ 5 

Instandhaltung der Unterkunft 
 
(1) Der/die Benutzer/in ist verpflichtet, für eine ordnungsgemäße Reinigung, ausreichende 

Lüftung und Heizung der Räume zu sorgen. 
 

(2) Der/die Benutzer/in ist verpflichtet, dem Amt Eggebek unverzüglich Schäden am 
Äußeren oder Inneren der Räume in der zugewiesenen Unterkunft mitzuteilen. 

 
(3) Der/die Benutzer/in haftet für alle Schäden, die dem Amt Eggebek aus der 

Nichtbefolgung dieser Pflichten entstehen, ferner für alle von ihm oder ihr verursachten 
Schäden. Der/die Benutzer/in haftet auch für das Verschulden von 
Haushaltsangehörigen und Dritten, die sich mit seinem/ihrem Willen in der Unterkunft 
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aufhalten. Schäden und Verunreinigungen, für die der/die Benutzer/in haftet, kann das 
Amt Eggebek auf Kosten des/der Benutzer/in im Rahmen der Ersatzvornahme 
beseitigen lassen. 

 
(4) Der/die Benutzer/in ist nicht berechtigt, auftretende Mängel auf Kosten des Amtes 

Eggebek zu beseitigen. 
 

§ 6 
Haftung und Haftungsausschluss 

 
(1) Die Benutzer/innen haften vorbehaltlich spezieller Regelungen in dieser Satzung für 

die von Ihnen verursachter Schäden. 
 

(2) Die Haftung des Amtes Eggebek, seiner Organe und Beauftragten gegenüber den 
Benutzern/Benutzerinnen und Besuchern/Besucherinnen wird auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit beschränkt. 

 
(3) Für Schäden, die sich Benutzer/innen einer Unterkunft bzw. deren Besucher/innen 

selbst gegenseitig zufügen, übernimmt das Amt Eggebek keine Haftung. 
 

§ 7 
Verwaltungszwang 

 
Räumt ein/e Benutzer/in seine/ihre Unterkunft nicht, obwohl gegen ihn/sie eine 
bestandskräftige oder vorläufig vollstreckbare Umsetzungsverfügung oder 
Aufhebungsverfügung vorliegt, so kann die Umsetzung durch unmittelbaren Zwang 
vollzogen werden. Dasselbe gilt für die Räumung der Unterkunft nach Beendigung des 
Benutzungsverhältnisses durch schriftliche Verfügung. 

 

§ 8 
Gebührenpflicht und Gebührenhöhe 

 
(1) Das Amt Eggebek erhebt für die Benutzung der Unterkünfte von den Bewohnerinnen 

und Bewohnern eine Benutzungsgebühr. 
 

(2) Erhebungszeitraum ist der Kalendermonat. Beginnt die Gebührenpflicht im Laufe des 
Kalendermonats, so entsteht die Gebührenschuld für den Rest des Kalendermonats 
und mit Beginn der Gebührenpflicht und beträgt jeweils 1/30 für jeden Tag. 

 
(3) Die Höhe der Benutzungsgebühr richtet sich nach dem Umfang der zeitlichen 

Inanspruchnahme der Unterkünfte und der Anzahl der Personen, die gemeinsam eine 
Unterkunft (Größe der Bedarfsgemeinschaft) bewohnen. 
Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft sind 
 
1. die/der ältesten volljährigen Bewohnerin oder Bewohner 

 
2. die Partnerin oder der Partner, die oder der nicht dauernd getrenntlebenden 
    Ehepartnerin oder Ehepartner, die oder der nicht dauernd getrenntlebenden 

               Lebenspartnerin oder Lebenspartner der Person nach Ziffer 1 
 

3. die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder der in Ziffer 1 und 2 
    genannten Personen, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
    haben 

 
4. weitere dem Haushalt angehörige Pflegekinder, wenn sie das 25.                                                                                             
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    Lebensjahr noch nicht vollendet haben und sie von einer Person nach Ziff. 1 
    und 2 anstelle der Eltern betreut werden. 
     

(4) Die Benutzungsgebühren setzen sich aus zwei Teilbeträgen zusammen, einer 
Grundgebühr und einer Gebühr für Heizkosten. Die Höhe der Gebühren richtet sich 
nach der anliegenden Gebührentabelle, die Bestandteil dieser Satzung ist. 

 
(5) Die Benutzungsgebühren für eine Person im Breedlandweg, Eggebek 

(Sammelunterkunft) setzen sich wie folgt zusammen: 
 

Grundgebühr (inkl. Betriebs- und Heizkosten) Stromkosten 

400,00 € 50,00 € 

 
(6) Für dezentral angemietete Unterkünfte können für die Festsetzung der 

Nutzungsgebühr die tatsächlichen entstehenden Kosten für die Unterbringung zzgl. der 
Betriebs- und Heizkosten zu Grunde gelegt werden. 

 
(7) Für die Festsetzung der Stromkostenvorauszahlung können die vom 

Energielieferanten erhobenen Beträge für die Lieferung des Stroms zu Grunde gelegt 
werden. 
 

(8) Die Abrechnung der Betriebskosten und der Stromkosten erfolgt jährlich nach 
Rechnungsstellung der Eigentümer bzw. des Energielieferanten. Grundlage für die 
Verteilung der Abrechnung (Nachzahlung/Guthaben) ist die Belegungsdauer. 

 
(9) Bei der Unterbringung mehrerer Bedarfsgemeinschaften nach Abs. 3 innerhalb einer 

dezentral angemieteten Liegenschaft richtet sich die Benutzungsgebühr nach                        
§ 8 Abs. 4. 

§ 9 
Festsetzung der Gebühr 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird durch Gebührenbescheid festgesetzt. 
 
(2) Eine vorübergehende Nichtbenutzung (z.B. für einen Zeitraum unter 7 Tagen bei 

vorheriger Mitteilung gegenüber dem Ordnungsamt) oder eine Geltendmachung von 
Mängeln in oder an der Unterkunft entbindet den/die Benutzer/in nicht von der 
Verpflichtung, die Gebühr entsprechend Abs. 1 zu entrichten. 

 
 

§ 10 
Entstehung, Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Pflicht zur Zahlung entsteht mit dem Tag der Einweisung und endet mit 

ordnungsgemäßer Übergabe der Unterkunft an einen/einer Beauftragten des Amtes 
Eggebek. Die Aufgabe der Unterkunft ist dem Ordnungsamt des Amtes Eggebek 
unverzüglich anzuzeigen. Bei einer verspäteten Anzeige endet die Gebührenpflicht mit 
dem Tag des Einganges der Anzeige, bei ordnungsgemäßer Übergabe, sofern die 
Unterkunft zwischenzeitlich aufgrund der Unkenntnis nicht neu belegt wurde. 
 

(2) Die Benutzungsgebühr ist bis zum 3. des Monats im Voraus zu entrichten. Die 
erstmalige Benutzungsgebühr ist bis zum 14. Tag nach der Einweisung zu zahlen. 

 
(3) Rückständige Benutzungsgebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren 

beigetrieben. 
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§11 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im 

Rahmen dieser Satzung ist die Erhebung folgender Daten gemäß Art. 6 Abs. 1e i. V. 
m. Art. 6 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundverordnung) i. V. 
m. § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz durch das Amt Eggebek zulässig: 
Erforderliche Daten sind insbesondere: 
a) Namen und Vornamen, 
b) frühere und künftige Anschrift, 
c) Geburtsdatum, 
d) Geburtsort und Land, 
e) Familienstand und Anzahl der zum Haushalt gehörenden Personen. Werden 

diese miteingewiesen, werden deren Daten ebenfalls in diesem Umfang erhoben 
und gespeichert. 

f) Geschlecht, 
g) Staatsangehörigkeit, 
h) Ein- und Auszugsdatum, 
i) Kontoverbindung, 
j) Nachweise über etwaige Einnahmen (z.B. Leistungsbescheide, 

Gehaltsabrechnungen) 
k) Hinweise zu persönlichen Verhältnissen, die zu Einweisung führen und für die 

Unterbringung von Belang sind (z.B. Ethnie und Religion, gesundheitliche 
Einschränkungen, ansteckende Erkrankungen, Nähe zu 
Bezugspersonen/Verwandten, bestehen einer rechtlichen Betreuung sowie 
dazugehöriger Kontaktdaten) 
Weiter können personenbezogene Daten durch Mitteilung bzw. Übermittlung  

a) aus dem Einwohnermelderegister, 
b) sowie aus den Akten der Fachbereiche Ordnungs- und Finanzverwaltung des 

Amtes Eggebek erhoben werden 
Neben diesen Daten werden die für die Errechnung und Festsetzung der Gebühren 
sowie für Kontrollzwecke erforderliche Daten erhoben, soweit es zur 
Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 
 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach dieser Satzung können die in Abs 1 genannten 
Daten auch bei Dritten erhoben werden. Dritte sind insbesondere Polizeibehörden, 
Ordnungsbehörden, Ausländerbehörden, Meldebehörden, Amtsgerichte sowie 
Gerichtsvollzieher. 
 

(3) Das Amt Eggebek ist befugt, auf der Grundlage der Angaben der 
Gebührenpflichtigen und von Daten , die nach Abs 1 anfallen, ein Verzeichnis der 
Gebührenpflichtigen mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung 
erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung 
nach dieser Satzung zu verwenden sowie weiterzuverarbeiten. 
 

(4) Das Amt Eggebek kann die Daten nach Abs. 1im Einzelfall zur Abwehr von Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit an berechtigte Dritte (z.B. Polizei und 
Ordnungsbehörden) weiterleiten. 

 
(5) Im Rahmen der Unterstützung von Vertriebenen und Flüchtlingen können 

personenbezogene Daten der Betroffenen auch an ehrenamtliche Betreuer 
weitergegeben werden. 
 

(6)  Der Einsatz technikunterstützter Informationsverarbeitung ist zulässig. 
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§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Mit Geldbuße kann nach § 134 Abs. 5 Gemeindeordnung Schleswig-Holstein i.V.m.      
§ 17 (ggf. i. V. m. §§ 19, 20) des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten belegt werden, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig eine Vorschrift dieser Satzung verstößt, und zwar 

 
1. entgegen § 4 Abs. 1 eine Unterkunft benutzt oder die überlassenen Räume 

zu anderen als zu Wohnzwecken benutzt, 
2. entgegen § 4 Abs. 2 die zugewiesenen Räume samt dem überlassenen 

Zubehör nicht pfleglich behandelt und instand hält, 
3. entgegen § 5 Abs. 2 seiner Unterrichtungspflicht nicht nachkommt, 
4. entgegen § 4 Abs. 1 in die Unterkunft Dritte aufnimmt, 
5. entgegen § 4 Abs. 4 Tiere ohne vorherige Zustimmung in der Unterkunft 

hält, 
6. entgegen § 4 Abs. 3 in der Unterkunft Veränderungen vornimmt, 
7. entgegen § 4 Abs. 5 den Beauftragten des Amtes den Zutritt verwehrt, 
8. entgegen § 3 Abs. 6 die Unterkunft nicht ordnungsgemäß räumt sowie die 

Schlüssel übergibt. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.08.2026 in Kraft. Die Satzung über die Benutzung der 
Unterkünfte des Amtes Eggebek für Spätaussiedler, Asylbewerber, ausländische 
Flüchtlinge und Obdachlose sowie die Erhebung von Benutzungsgebühren vom 
16.11.2023 tritt zum 31.07.2026 außer Kraft. 

 
 
 
Eggebek, den 02.07.2026 
 

 
Gez. Normen Strauß    Amtssiegel 
     
Normen Strauß 
Amtsdirektor 


